
BGHZ: nein

AGBG §§ 4, 30; AVB z. Haftpflichtvers. f. Vermögens­schäden § 4 Nr. 7

a) Der Grundsatz des Vorrangs der Individualabrede vor 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen gilt auch für die 
Zeit vor dem Inkrafttreten des AGBG.

b) Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen ein Konkurs­
verwalter bei Fortführung des Unternehmens Haftpflicht­
versicherungsschutz genießt.

BGH, Urt.v. 13. Januar 1982 - IVa ZR 162/80 OLG Karlsruhe (ZS Fb,
LG Freiburg



BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

IVa ZK 162/80 URTEIL Verkündet am
13. Januar 1982 
KühnJustizangesteilte
als Urkundsbeamter 
der Geachftfuatelle

in dem Rechtsstreit

des Steuerberaters Hubertus

Klägers, Revisionsklägers 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt

g e g e n

den A H P H B M  V f l H B B P  AG, ver­
treten durch den Vorstand, bestehend aus Dr. Rolf 
Ernst-Walter G E M M E, Werner G l  Curt R 0 B ,
Dr. Heinz R W W ,  Herbert SM 1 ,  Dr. Paul-Robert 

und Anton WflIHBL Von-WHM-Straße

Beklagte, Revisionsbeklagte 
und Revisionsklägerin,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dres. 
und ■ ■ ■ ■ §  -
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Der IV a - Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 25. November 1981 
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Hoegen und die Rich­
ter Rottmüller, Dehner, Dr, Schmidt-Kessel und Dr. Zopfs

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
13. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Karlsru­
he mit dem Sitz in Freiburg vom 16. Januar 1980 
wird insoweit zurückgewiesen, als sie sich ge­
gen die Abweisung der Ansprüche auf Freistel­
lung von den angeblichen Haftpflichtansprüchen 
richtet, die von
a) der D f l H B H P  S W  GmbH
b) der und B f l W H 9 g eseüschaftmbH
c) dem Handelsvertreter Waldemar
d) dem Finanzamt Bad S f l H I B B  
geltend gemacht werden.

Im übrigen wird auf die Revision beider Parteien 
das genannte Urteil aufgehoben und die Sache zur 
anderweiten Verhandlung und Entscheidung, auch 
über die Kosten der Revision, an das Berufungsge­
richt zurückverwiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand;

Der Kläger war seit dem 5. November 1976 Konkursver-
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waiter der E f l H I  GmbH in Wfli. Über das Vermögen der 
Gesellschaft war am 2. Februar 1976 das Konkursverfah­
ren eröffnet worden. Der Kläger führte ebenso wie sein 
Vorgänger im Amt, der Konkursverwalter B ü M M M ,  mit Zu­
stimmung des Gläubigerausschusses den Geschäftsbetrieb 
der Gemeinschuldnerin, der vorwiegend die Herstellung 
und den Handel von mit Bettfedern gefüllten Erzeugnis­
sen zum Gegenstand hatte, weiter.

Im Februar 1977 bemühte sich der Kläger über die 
H V M t - V f l M M M H M - V M H M H F M  GmbH (im folgenden H Q 0 P  
genannt) um den Abschluß einer Vermögensschadenshaft­
pflichtversicherung bei der Beklagten. Am 28. Februar 1977 
schrieb die H M B *  dem Kläger:

"Wir beziehen uns auf die zwischen Ihnen und un­
serem Geschäftsführer Herrn JpFE  sowie den Herren 
Prokuristen PM B M ,  K r j ^  aus K M I  und Herrn 
J e M H M  aus H M M l g  geführten Gespräche und be­
stätigen Ihnen gerne, daß wir bereit sind das Ri­
siko als Konkursverwalter der Firma E M M  GmbH, 
M V  W M F  abzusichern.Dem Vertrag liegen die allgemeinen Versicherungs- 
bedingungen des G M H H B F ^  31 AVB zugrunde. Zur Erklärung des Versicherungsschutzes teilen wir 
Ihnen folgende Schadensmöglichkeiten die versi­
chert sind mit:
Falsche Bewertung von Massegegenständen bei der 
Veräußerung; Nichtaufnahme festgestellter Forde­rungen ins Schlußverzeichnis; unterlassener Wi­
derspruch gegen unbegründete Forderungen; irrtüm­
liche Anerkennung von Rangvorrechten; unberechtig­
te Freigabe von Massegegenständen; Nichtbeachtung 
von Anfechtungsmöglichkeiten; Übersehen von Abtre­
tungen und Pfändungen; Begründung vermeidbarer Mas­
seschulden; z.B. bei Fortführung des Betriebes; ver 
frühte Ausschüttungen; Verletzung der Rechte von 
Ab- und Aussonderungsberechtigten; falsche oder un­
zweckmäßige Prozeßführung.
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Bei der mit Ihnen vereinbarten Deckungssumme 
in Höhe von DM 1.OOO.000 ,-, beträgt Ihr maxi­
maler Selbstbehalt EM 5.000,-.
Für die vorgenannte Versicherung beträgt die 
Prämie DM 3.532,- einschließlich der üblichen 
Versicherungssteuer und Gebühr.
Wir bitten Sie den vorgenannten Betrag auf 
unser Konto ... zu überweisen.
Nach Eingang des Betrages werden wir die Sum- 
me sofort an den Risikoträger - GBBHB-K b - 
B H I  - weiterleiten.
Zu Ihrer Information teilen wir Ihnen mit, daß 
für den vorgenannten Konkurs Versicherungsdek- 
kungsschütz von der Zentrale des G B B M ~ & B ~  
B B  • • • Abteilung Herrn Prokurist K r B B  ab 
dem 1.3.1977, 12.00 Uhr erteilt wurde.
Sollten noch irgendwelche Formalitäten erfüllt 
werden müssen, so werden wir Ihnen die entspre­
chenden Formulare noch zusenden.n

Die allgemeinen Versicherungsbedingungen der Beklag­
ten auf die in dem Schreiben der H B  Bezug genommen 
wird, enthalten unter anderem folgende Bestimmungen:

”§ 1
I. Der Versicherer gewährt dem Versicherungs­
nehmer Versicherungsschutz (Deckung) für den 
Fall, daß er wegen eines bei der Ausübung be­
ruflicher Tätigkeit ... begangenen Verstoßes 
von einem anderen aufgrund gesetzlicher Haft­
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts 
für einen Vermögensschaden verantwortlich ge­
macht wird.
§ 4
Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf 
Haftpflichtansprüche

7. aus der Tätigkeit des Versicherungsnehmers 
als Leiter, Vorstands- oder Aufsichtsratsmit­
glied privater Unternehmungen, Vereine, Ver­
bände oder als Syndikus."
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Am 7. April 1977 schrieb die GflHHB SflHHHI Sfl
, eine Tochtergesellschaft der

Beklagten, an die Maklerfirma HflH:

"Es wurde festgestellt, daß die dem Vertrag zu­
grunde zu legenden besonderen Bedingungen den Versicherungsschutz insoweit einschränken, als 
daß Haftpflichtansprüche ausgeschlossen sind, 
die darauf beruhen, daß Fragen kaufmännischen 
Ermessens nicht oder fehlerhaft entschieden wer­
den, insbesondere die Marktsituation oder die 
wirtschaftliche Situation der Entwicklung des 
Betriebes unrichtig beurteilt werden....
Hieraus ist ersichtlich, daß Versicherungsschutz 
für den Fall nicht gewährt werden kann, daß der 
Betrieb nicht abgewickelt sondern fortgeführt 
wird. Wie wir jedoch erfahren, wird der Betrieb 
weitergeführt, so daß Herr JaflHHi derzeit Un­
ternehmensfunktionen wahrnimmt. Für diese Funk­
tion kann Versicherungsschutz nicht geboten wer­
den.
Wir bitten um Mitteilung, wie hier weiter ver­
fahren werden soll."

Am 29. April 1977 übersandte die Beklagte dem Klä­
ger die Versicherungspolice. In ihr heißt es:

"Versicherungsschutz wird für folgende Risiken 
gewährt
Konkursverwalter im Konkursverfahren
Fa GmbH
Prämie
Deckungssumme:DM 1.000.000,- für den einzelnen Schadenfall. 
Besondere Bedingungen s. Anlage zum Versiche­
rungsschein. "

Dem Versicherungsschein war ein maschinengeschriebe­
nes Anlageblatt beigefügt, das folgenden Wortlaut hatte:
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"Konkursverwalter, gerichtlich bestellte Li­
quidatoren, Sachverwalter, Sequester, Testa­
mentsvollstrecker, Vergleichsverwalter, vor­
läufige Verwalter im Sinne der Vergleichs­
ordnung , ZwangsVerwalter
Schadensmöglichkeiten..... (Wortlaut wie im Schreiben vom 28. Feb­
ruar 1977)
Antrag VH 11
AVB VH 31
Besondere Bedingungen
1. In Ergänzung von § 4 AVB sind vom Versi­
cherungsschutz ausgeschlossen Haftpflichtan­
sprüche, die darauf beruhen, daß Fragen kauf­
männischen Ermessens nicht oder fehlerhaft 
entschieden werden, insbesondere die Markt­
situation oder die wirtschaftliche Situaion 
oder Entwicklung eines Betriebes unrichtig be­
urteilt werden, ...
Die Versicherung umfaßt jedoch die Haftpflicht­
ansprüche, die darauf beruhen, daß im Rahmen 
der Abwicklung Gegenstände unzweckmäßig verwal­
tet werden."

Auf Wunsch des Klägers wurde die Deckungssumme 
durch einen vom 14. Juli 1977 datierenden Nachtrag zum 
Versicherungsschein mit Wirkung vom 6. Juni 1977 auf 
2 Millionen DM erhöht.

Die Fortführung des Geschäftsbetriebes der Gemein­
schuldnerin erbrachte nicht den erwünschten geschäftli­
chen Erfolg. Am 17. Februar 1977 hatte der Kläger mit 
der koreanischen Firma einen Vertrag über die
Lieferung von 91.200 Schlafsäcken zum Gesamtpreis von um 
gerechnet etwa 7.000.000 DM abgeschlossen. Die Durchfüh­
rung des Schlafsackauftrages überstieg die vorhandene Ka 
pazität der Gemeinschuldnerin erheblich. Deshalb mußten 
vorübergehend zahlreiche neue Arbeitskräfte eingestellt
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und die Näharbeiten an Betriebe im Ausland vergeben 
werden. Zur Finanzierung des Geschäfts war sowohl die 
Aufnahme von Darlehen als auch die Abtretung von For­
derungen an Warenlieferanten notwendig. Der Auftrag en­
dete statt mit dem erhofften Gewinn mit einem Verlust 
von mehr als 1 Million DM. Der Geschäftsbetrieb der Ge­
meinschuldnerin wurde am 19. Oktober 1977 beendet; am 
21. November 1977 wurde das Konkursverfahren gemäß 
§ 204 KO eingestellt.

Der Kläger ist in der Folgezeit von zahlreichen 
Gläubigern, meistens unter Berufung auf die Haftung des 
Konkursverwalters für die Erfüllung der ihm obliegenden 
Pflichten (§ 82 KO), persönlich in Anspruch genommen wor­
den. Ihm ist vor allem vorgeworfen worden, Masseansprü­
che ohne Rücksicht auf ihre spätere Erfüllbarkeit be­
gründet zu haben.

Am 3. November 1977 schrieb der vom Kläger beauftrag­
te Rechtsanwalt Dr. KrflB an die G f l H §  K J H H m  S(

J-GmbH:

nWie bereits bei Ihrer F H H M 0 B  Niederlassung 
gemeldet, hat uns Ihr Versicherter, Herr JaflHHI, 
gebeten, ihn bei der Abwehr von Klagen und Ein­
zelzwangsvollstreckungen einzelner am Konkurs 
EflHHIi beteiligter Gläubiger zu beraten und zu 
vertreten.
....  Das gesamte Ausmaß der gegenüber Ihrem
Versicherten - offensichtlich unter Berufung auf 
§ 82 KO - geltend gemachten Ansprüche ist noch 
nicht abzusehen; sie dürften deutlich über 1 Mio 
DM liegen. Nähere Einzelheiten sind wir bereit, 
Ihnen alsbald mitzuteilen.
Wir bitten Sie zunächst um Ihre Bestätigung, daß 
Sie den vorliegenden Fall als Haftpflichtfall an­
erkennen.... M
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Der Kläger schrieb am folgenden Tag an dieselbe 
Gesellschaft:

MIn dem von mir übernommenen und bei Ihnen ver­
sicherten Konkurs fall der Fa. GmbH i.K.
... hat sich im Rahmen der mit der Zustimmung des 
Gläubigerausschusses /vorgenommenen.7 Weiterfüh­
rung der Fa..... , insbesondere nach Ab­
wicklung eines Großauftrages ergeben, daß ein 
hoher Verlust entstanden ist, der die Einstel­
lung des Konkursverfahrens mangels Masse 
(§ 204 KO) bedingt. Insbesondere die Massegläu­
biger sind neben Pfändungen in die Masse dazu 
übergegangen, in mein privates Vermögen hinein­
zupfänden. ... Unter Bezugnahme auf meine Ver­
sicherung bei Ihnen bitte ich Sie ....  dringend
mir Ihre Hilfe zukommen zu lassen."

Mit Einschreiben vom 9. November 1977 teilte Rechts­
anwalt Dr. KrflBM der G f l H I  K H B I  S B B H Ü  S f l B B
O B B B B H M - G m b H  mit, welche Gläubiger bis dahin Ansprü­
che gegen den Konkursverwalter erhoben hatten. Bei der 
AOK habe er, Rechtsanwalt Dr. K r M B »  einstwei­
lige Einstellung der von der AOK W f l H B  gegen den Klä­
ger ergriffenen Vollstreckungsmaßnahmen beantragt; im üb­
rigen habe er gegenüber verschiedenen Anspruchstellern 
darauf hingewiesen, daß Masseunzulänglichkeit im Sinne 
des § 60 KO bestehe. Das Schreiben schließt mit den Sät­
zen:

"Weitere Schritte wollen wir erst in Abstimmung 
mit Ihnen übernehmen. Wir bitten Sie deshalb 
dringend um Kontaktaufnahme mit uns."

Am 23. Dezember 1977 schrieb die Beklagte an den 
Kläger:
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“Mit Ihrem Schreiben vom 4.11.1977 hatten Sie uns mitgeteilt, daß durch die von Ihnen vorge­
nommene Weiterführung des Betriebes der Gemein­
schuldnerin erhebliche Verluste eingetreten 
sind und Sie von Massegläubigern persönlich in 
Anspruch genommen werden; gleichzeitig teilen 
Sie mit, daß Sie Herrn Rechtsanwalt Dr. KrMHI, 
L S m ,  mit der Wahrnehmung Ihrer Interessen 
beauftragt haben, der uns über die Ansprüche der 
Massegläubiger in Kenntnis setzen werde.
Wie Sie wissen, haben wir im Laufe der mehrfa­
chen Kontakte mit Herrn Dr. KrflHI bereits unse­
re Bedenken geäußert, ob von uns Versicherungs­
schutz gewährt werden könne.
Inzwischen war es uns möglich, den Sachverhalt 
genauer aufzuklären. Dabei ergab sich folgendes 
Bild; ...
Bei diesem Sachverhalt sind wir nicht in der La­
ge, Ihnen hinsichtlich der Ansprüche, die aus­
schließlich aus der Übernahme und Durchführung 
des Auftrages, gegenüber der Firma S f l H f  ent­
standen sind, Versicherungsschutz zu gewähren.
In völligem Gegensatz dazu stellt die von Ihnen 
aufgenommene Produktionserweiterung unter star­
ker Aufstockung des Personalbestandes und der Auf­
nahme umfangreicher Neukredite eine rein unterneh­
merische Tätigkeit dar, die nichts mehr mit der 
dem Konkursverwalter zugewiesenen Aufgabe zu tun 
hat, den Betrieb nur zum Zwecke der Befriedigung 
der Gläubiger und der Liquidation fortzuführen. 
Versichert haben wir das Risiko des Konkursver­
walters aus der Fortführung des Betriebes der Ge­
meinschuldnerin unter Beachtung der dem Konkurs­
verwalter auferlegten Beschränkungen; nicht über­
nommen haben wir das Risiko aus der von Ihnen aus­
geübten unternehmerischen Tätigkeit , die zur Er­
schöpfung der Konkursmasse führte. Wir sind daher 
nicht in der Lage, Ihnen Versicherungsschutz zu 
gewähren.
Nur hilfsweise weisen wir darauf hin, daß Ihnen 
eine Verletzung der Anzeigepflicht gemäß § 16 I 
W G  anzulasten ist, die uns zum Rücktritt vom Ver­
sicherungsverträge berechtigt.
Nicht angezeigt wurde von Ihnen vor Abschluß des 
Vertrages der Umstand, daß Sie unternehmerisch und 
nicht im Rahmen der für einen Konkursverwalter bei
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Fortführung des Betriebes der Gerneinschuldne- 
rin üblichen Beschränkungen tätig geworden 
sind."

Das Schreiben schloß mit einer Belehrung gemäß 
§ 12 Abs. 3 WG.

Am 9. Februar 1978 reichte der Kläger beim Landge­
richt Freiburg einen als "Klage- und Armenrechtsgesuch" 
bezeichneten Schriftsatz ein. In ihm kündigte er an, daß 
er im Verhandlungstermin den Antrag stellen werde fest­
zustellen, daß der Beklagte verpflichtet sei, dem Kläger 
aus dem Haftpflichtversicherungsvertrag Versicherungs­
schutz zu gewähren. Der Schriftsatz wurde mit einer am
14. Februar 1978 abgesandten und dem Beklagten zugegange­
nen Verfügung zur Stellungnahme übersandt; am 10. Mai 
1978 wurde er dem inzwischen bestellten Prozeßbevollmäch­
tigten der Beklagten zugestellt. Mit einem am 27. Mai 
1978 bei Gericht eingegangenen und am 29. Mai 1978 zu­
gestellten Schriftsatz hat der Kläger die Klage durch 
den Antrag erweitert,

den Beklagten zu verurteilen, den Kläger von 
den auf § 82 KO bzw. §§ 34, 69 AO gegründeten 
Ansprüchen
2.1 des Finanzamts S M wegen aus der Be­

triebsfortführung der EfBHHHI GmbH i.K. 
resultierender Steueransprüche,

2.2 des Vorarbeiters Fritz G M 1  wegen nicht
bezahlter Tätigkeit für die GmbH
i.K. in der Zeit vom 16. September bis 19. 
Oktober 1977

freizustellen.

Das Finanzamt S H H p i  hatte gegen den Kläger am 
25. Januar 1978 einen Umsatzsteuerhaftungsbescheid für
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1976 und 1977 in Höhe von 272.137,01 IM erlassen, weil 
er zu Unrecht Vorsteuern und Einzelumsatzsteuern abgezo­
gen habe. Der Vorarbeiter Fritz G M 0  hatte den Klä­
ger vor dem Amtsgericht Lörrach auf Zahlung von 935,20 DM 
in Anspruch genommen, weil er bis zum 19. Oktober 1977 
im Betrieb der Gemeinschuldnerin gearbeitet, Jedoch nur 
bis zum 15. September 1977 Lohn erhalten hatte.

Nachdem die Beklagte erklärt hatte, sie berufe sich 
auf den Rücktritt vom Vertrag lediglich noch bezüglich 
der mit Wirkung vom 6. Juni 1977 vereinbarten Erhöhung 
der Deckungssumme auf zwei Millionen DM, und das Landge­
richt in einem Aufklärungsbeschluß die Auffassung zum 
Ausdruck gebracht hatte, ob die Beklagte im Rahmen der 
Versicherungsbedingungen Versicherungsschutz zu gewäh­
ren habe, könne nicht mit der Feststellungsklage, son­
dern nur für Jeden konkreten Versicherungsfall einzeln 
beantwortet werden, hat der Kläger seinen Feststellungs­
antrag geändert, nunmehr die Feststellung des Bestehens 
des Versicherungsvertrages nach Maßgabe des Nachtrags 
vom 14. Juli 1977 begehrt und im übrigen die Hauptsache 
hinsichtlich des Feststellungsantrags für erledigt er­
klärt.

Das Landgericht hat dem Feststellungsantrag stattge­
geben und die Klage im übrigen abgewiesen. Es hat ange­
nommen, daß der Vertrag mit einer Deckun^ssumme von 2 
Millionen EM wirksam geblieben sei, weil der Beklagte 
ein etwaiges Rücktrittsrecht nicht rechtzeitig ausgeübt 
habe.

Gegen die Abweisung seiner Freistellungsanträge 
hat der Kläger Berufung eingelegt. In der Berufungsin-
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stanz hat er die Klage um fünfzehn Freistellungsanträ­
ge erweitert. Ferner begehrt er Freistellung von den ge­
richtlichen und außergerichtlichen Kosten, die ihm 
durch die Verteidigung gegen diese Ansprüche entstan­
den sind und noch entstehen.

Das Berufungsgericht hat die Berufung des Klägers 
zurückgewiesen. Es hat die Beklagte verurteilt, den Klä­
ger von folgenden Ansprüchen freizustellen:

1 • der Carl H H B B  GmbH wegen nicht bezahlter Rech­
nungen vom 18.8. und 22.9.1977 bis zum Gesamtbe­
trag von 6.347,93 DM nebst etwaigen Zinsen,

2. der L M P  GmbH, wegen
der nicht bezahlten Faltschachteln ohne Aufdruck 
aus der Rechnung vom 13.7.1977 bis zum Betrag 
von 2.323,01 DM nebst etwaigen Zinsen,

3. der GmbH, KflHHl, wegen
der nicht bezahlten Rechnungen vom 5. und 10.8. 
1977 bis zum Betrag von 25.139,87 DM nebst et­waigen Zinsen,

4. der Weberei S M B  W M  & Co KG in Höhe von 
8.452,22 IM nebst 7% Zinsen seit dem 28.10.1977,

5. der Firma G. W M H H p i ,  Bad wegen
der nicht bezahlten Rechnung vom 16.8.1977 bis 
zum Betrag von 598,46 DM nebst etwaiger Zinsen.

Es hat die Beklagte weiterhin verurteilt, den Kläger 
von den gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten frei­
zustellen, die ihm durch die Verteidigung gegen die genann­
ten Ansprüche entstanden sind und noch entstehen. Im üb­
rigen hat es die in der Berufungsinstanz erweiterte Klage 
abgewiesen.
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Beide Parteien haben gegen das Berufungsurteil Re­
vision eingelegt. Nach der Sachdarstellung des Klägers 
hat sich sein Anspruch auf Freistellung von den vom Fi­
nanzamt Bad 3 f l H p P  erhobenen Ansprüchen nach Einle­
gung der Revision dadurch erledigt, daß das Finanzamt 
die gegen den Kläger erlassenen Haftungsbescheide zurück­
genommen hat. Die Beklagte widerspricht der Erledigungs­
erklärung, da der Deckungsanspruch von Anfang an unbe­
gründet gewesen sei. Im übrigen erstreben die Parteien 
mit ihren Rechtsmitteln eine Entscheidung nach Maßgabe 
der von ihnen in der Berufungsinstanz gestellten Anträ­
ge-

Entscheidungsgründe:

I.
Die Klage ist nicht in vollem Umfang zulässig.

Wenn ein Haftpflichtversicherer den Deckungsschütz 
zu Unrecht verweigert, ist für den Versicherungsnehmer in 
der Regel die Klage auf Feststellung der Verpflichtung 
zur Gewährung von Haftpflichtversicherungsschutz der geeig­
nete Rechtsbehelf. Eine Leistungsklage auf Freistellung 
von bestimmten Haftpflichtverbindlichkeiten ist prozessual 
zulässig, wenn diese im Klageantrag nach Grund und Höhe 
so genau bezeichnet werden, daß eine Vollstreckung - sei 
es nach den §§ 803 ff oder nach § 887 ZPO - möglich ist. 
Materiellrechtlich setzt eine solche Klage das Bestehen 
der Forderung, von der freizustellen ist, voraus. Sie kommt
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deshalb grundsätzlich nur dann in Frage, wenn die Haft­
pflichtforderung rechtskräftig festgestellt ist; ist das 
nicht der Fall, so muß der Versicherungsnehmer die Ent­
scheidung darüber, ob der Anspruch bestritten oder aner 
kannt werden soll, dem Versicherer überlassen. Die Voll­
streckung eines auf Freistellung lautenden Leistungsur­
teils führt zur Befriedigung des Haftpflichtgläubigers; 
sie würde daher dem Versicherer das ihm zustehende Wahl­
recht abschneiden (vgl. dazu BGHZ 79, 76, 77).

Das Berufungsgericht hat die Beklagte verurteilt, den 
Kläger von den Ansprüchen der Weberei S f l m  W M M  & Co 
KG in Höhe von 8.452,22 DM nebst 7% Zinsen seit dem 28. 
Oktober 1977 freizustellen. Insoweit bestehen gegen die 
Fassung des Urteilstenors keine formellen Bedenken. Die 
Forderung, von der die Beklagte den Kläger freizustellen 
hat, ist dem Grunde und der Höhe nach so genau bezeichnet, 
daß eine Vollstreckung möglich ist. Im übrigen ist die For­
derung rechtskräftig festgestellt, eine Abwehr des Haft­
pflichtanspruchs daher nicht mehr möglich.

Soweit das Berufungsgericht die Beklagte zur Freistel­
lung des Klägers von weiteren Haftpflichtansprüchen verur­
teilt hat, hat es nicht den genauen Betrag der Forderung, 
sondern lediglich eine Obergrenze angegeben; insoweit ist 
das Urteil nicht ausreichend bestimmt, nicht vollstreckungs­
fähig und daher bereits aus formellen Gründen aufzuheben.
Der Senat ist nicht in der Lage insoweit bereits eine ab­
schließende Entscheidung (§ 565 Abs. 3 ZPO) zu treffen.
Die Klage ist zwar hinsichtlich der genannten Haftpflicht­
ansprüche unzulässig. Das Berufungsgericht hätte jedoch 
die Klage mit dieser Begründung nicht abweisen dürfen, ohne
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vorher den Kläger auf diesen Gesichtspunkt hinzuweisen 
(§ 139 ZPO) und ihm Gelegenheit zu sachgerechter An­
tragstellung zu geben.

II.

Die Frage, ob die Klägerin nach § 12 Abs. 3 VVG 
leistungsfrei geworden ist, hat das Berufungsgericht ver­
neint. Die hierfür gegebene Begründung ist nicht unbedenk­
lich. Es ist zwar richtig, daß nach der Rechtsprechung 
unter Umständen zur Wahrung der Klagefrist auch die Er­
hebung einer Teilklage genügt. Die vom Berufungsgericht 
für seine Ansicht zitierten Entscheidungen betreffen Je­
doch Fälle, in denen der Teil eines einheitlichen Dek- 
kungsanspruchs eingeklagt war. Im vorliegenden Fall ist 
die Sachlage anders: Gegen den Kläger werden von einer 
Reihe von Gläubigern Haftpflichtansprüche erhoben, die 
zwar in einem gewissen zeitlichen und kausalen Zusammen­
hang stehen, rechtlich aber unabhängig sind. Die Deckungs­
frage ist hinsichtlich eines Jeden Gläubigers besonders 
zu prüfen. Der Kläger verfolgt daher mit dem in der Beru­
fungsinstanz gestellten Klageantrag eine Mehrheit von selb­
ständigen Deckungsansprüchen im Wege der KlageVerbindung. 
Wenn aber mehrere Ansprüche auf Haftpflichtversicherungs­
schutz in Frage stehen, dann genügt grundsätzlich weder 
eine globale Klage auf "Versicherungsschutz” ohne nähere 
Bezeichnung der einzelnen Deckungsansprüche noch die ge­
richtliche Geltendmachung einzelner Deckungsansprüche, 
um die Klagefrist hinsichtlich aller Deckungsansprüche 
zu wahren.
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Im Ergebnis ist die Ansicht des Berufungsgerichts 
dennoch zutreffend.

Die Beklagte hat in ihrem Schreiben vom 23. Dezem­
ber 1977 die Deckungsansprüche, über die sie den Versi­
cherungsschutz versagen wollte»nicht im einzelnen auf- 
geführt; sie hat vielmehr erklärt, sie sei nicht in der 
Lage, dem Kläger "hinsichtlich der Ansprüche, die aus­
schließlich aus der Übernahme und Durchführung des Auftra 
ges gegenüber der Firma SWKKKK& entstanden sind, Ver­
sicherungsschutz zu gewähren". Damit war die Gruppe der 
Ansprüche, auf die sich die Deckungsablehnung beziehen 
sollte, nicht eindeutig abgegrenzt; denn über die Frage, 
welche Haftpflichtansprüche auf die Übernahme des Schlaf­
sackauftrags der Firma SflBHg zurückzuführen sind, konn­
ten leicht Meinungsverschiedenheiten entstehen und sind 
Meinungsverschiedenheiten auch tatsächlich entstanden.
Es kann offenbleiben, ob eine solche Formulierung der 
Deckungsablehnung genügt, um die Klagefrist aus § 12 
Abs. 3 VVG in Lauf zu setzen. Wenn man diese Frage be­
jaht, muß man dem Versicherungsnehmer das Recht einräu­
men, die globale Deckungsablehnung mit einer ebenso glo­
balen Feststellungsklage zu beantworten, wie dies der 
Kläger im vorliegenden Fall zunächst getan hat.

III.

Unzutreffend ist die Ansicht des Berufungsgerichts, 
die gegen den Kläger geltend gemachten Haftpflichtansprü­
che fielen nicht in den zeitlichen Deckungsbereich der 
von ihm abgeschlossenen Haftpflichtversicherung; denn die
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Pflichtverletzung des Konkursverwalters, die die Haft­
pflichtansprüche ausgelöst habe, liege in der Übernahme 
des Schlafsackauftrages; der Vertrag hierüber sei be­
reits am 17. Februar 1977, also vor Beginn des Versi­
cherungsschutzes, abgeschlossen worden (BU S. 30 Abs. 
2).

Hierin liegt eine Verkennung der Bedeutung des Be­
griffs "Verstoß" im Sinne von § 5 Abs. 1 AHBV. Hierunter 
ist nicht etwa eine allgemeine Verletzung der Pflichten 
des Konkursverwalters zu verstehen, sondern vielmehr die 
Handlung, durch die unzulässigerweise in den Rechtskreis 
des späteren Haftpflichtgläubigers eingegriffen und ihm 
gegenüber ein Haftpflichttatbestand geschaffen wurde.
Wenn der Kläger beim Abschluß des Schlafsackgeschäfts 
die Leistungsfähigkeit des von ihm verwalteten Betrie­
bes falsch beurteilt haben sollte, so kann darin eine Ver­
letzung der Pflichten gesehen werden, die ihm gegenüber 
den Konkursgläubigern (möglicherweise auch gegenüber 
den damals bereits vorhandenen Massegläubigern) oblagen; 
diese könnten dann von ihm verlangen, so gestellt zu wer­
den, wie sie stehen würden, wenn der Kläger die vorhande­
ne Konkursmasse liquidiert und den Erlös an die Konkurs- 
gläubiger ausgeschüttet hätte. Die Haftpflichtgläubiger, 
die nach dem Antrag des Klägers von der Beklagten befrie­
digt werden sollen, gehören jedoch mit den hier in Frage 
stehenden Ansprüchen nicht zu dieser Gruppe; sie stützen 
ihre Forderungen im wesentlichen darauf, daß der Kläger 
für die Konkursmasse mit ihnen Verträge geschlossen hat, 
obwohl deren Erfüllung aus Mitteln der Konkursmasse nicht 
gewährleistet war. Die den Schadensersatzanspruch begrün­
dende Pflichtverletzung, der Verstoß im Sinne von § 1
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Abs. 1 und § 5 Abs. 1 der AVB, liegt also nicht in der 
Übernahme des Schlafsackauftrags, sondern in dem Ab­
schluß der einzelnen Verträge mit dem jeweiligen Haft­
pflichtgläubiger. Die Abschlußdaten dieser Verträge 
liegen aber, soweit ersichtlich, nach Versicherungsbe­
ginn (Einzelheiten dazu unter Ziff. VI).

IV.

Die Beklagte kann den Versicherungsschutz nicht mit 
der Begründung verweigern, der Kläger habe seine Tätigkeit 
nicht auf die typischen Aufgaben des Konkursverwalters 
- die Liquidation der Konkursmasse und die Befriedigung 
der Konkursgläubiger - beschränkt, sondern den Betrieb 
der Gemeinschuldnerin fortgeführt. Die Beklagte hatte 
ausweislich des Versicherungsscheins Versicherungsschutz 
auch für den Fall versprochen, daß der Kläger sich bei 
Fortführung des Betriebes durch Begründung vermeidbarer 
Masseschulden haftpflichtig machte. Demgegenüber ist es 
ohne Bedeutung, daß nach § 4 Ziff. 7 der dem Vertrag zu­
grundeliegenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
Haftpflichtansprüche aus der Tätigkeit des Versicherungs­
nehmers als Leiter privater Unternehmen ausgeschlossen 
war. Die im Versicherungsschein wiedergegebene Abgrenzung 
des Deckungsschutzes geht als Individualvereinbarung den 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen vor. Der Vorrang der 
Individualabrede ergibt sich unabhängig von der positiven 
Regelung in § 4 AGBG aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen; 
er gilt demnach auch für solche Verträge, die vor dem In­
krafttreten des AGB-Gesetzes geschlossen worden sind (so 
mit Recht Löwe/Graf von Westphalen/Trinkner AGBG § 4 Rdn. 5).



Der Senat kann auch nicht der in der mündlichen 
Verhandlung geäußerten Ansicht der Revision folgen, nach 
der lediglich Exzesse des Konkursverwalters bei der Fort­
führung des Betriebs vom Versicherungsschutz umfaßt sein 
sollen, nicht aber Maßnahmen, die sich im Rahmen des üb­
lichen Geschäftsbetriebs halten. Für eine solche Ausle­
gung bietet der Wortlaut des Versicherungsscheins keinen 
Anhaltspunkt. Ausweislich des Tatbestands des Berufungs­
urteils, der für den mündlichen Parteivortrag Beweis er­
bringt (§ 314 ZPO), hat die Beklagte in den Vorinstanzen 
nicht geltend gemacht, daß der Versicherungsschein in die 
sem Sinne zu verstehen sei; sie hat auch keine Tatsachen 
vorgetragen, die eine derartige Auffassung stützen könn­
ten. Ob dies in den Schriftsätzen geschehen ist, hat der 
Senat nicht zu prüfen, da das Berufungsurteil keine Bezug 
nähme auf Schriftsätze (§ 543 Abs. 2 Satz 2 ZPO) enthält 
und diese daher gemäß § 561 Abs. 1 Satz 1 ZPO vom Revi­
sionsgericht nicht berücksichtigt werden dürfen.

Soweit sich die Beklagte auf das Urteil des Ober­
landesgerichts Stuttgart vom 17. Mai 1978 beruft, ist 
darauf hinzuweisen, daß diese Entscheidung durch das Ur­
teil des Bundesgerichtshofs vom 30. Januar 1980 IV ZR 
86/78 (VersR 1980, 353) aufgehoben worden ist.

V.

Das Berufungsgericht meint, die Beklagte sei inso­
weit leistungsfrei, als der Kläger gemäß § 82 KO wegen der 
Nichterfüllung von Verbindlichkeiten in Anspruch genommen 
wird, die er zur Durchführung des Schlafsackgeschäftes ein-
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gegangen ist. Die Entscheidung über den Abschluß des 
Vertrages mit der Fa. S H B H p  sei eine Frage des kauf­
männischen Ermessens gewesen. Für Haftpflichtansprüche, 
die darauf beruhen, daß Fragen kaufmännischen Ermessens 
nicht oder fehlerhaft entschieden werden, sei aber nach 
den dem Versicherungsvertrag beigefügten "Besonderen Be­
dingungen" der Versicherungsschutz ausgeschlossen. Die 
Besonderen Bedingungen seien Bestandteil des Versiche­
rungsvertrages zwischen den Parteien geworden.

Das Berufungsgericht sieht es als unerheblich an, 
daß im Schreiben der H H Ü  vom 28. Februar 1977 auf die 
Besonderen Bedingungen nicht verwiesen worden ist. Zum 
damaligen Zeitpunkt sei nämlich noch kein endgültiger 
Versicherungsvertrag, sondern lediglich eine vorläufige 
Deckungszusage zustandegekommen. Die "Besonderen Bedin­
gungen" seien auch dann Vertragsbestandteil geworden, 
wenn das Verhalten der Beklagten am 28. Februar 1977 als 
Annahme eines vom Kläger unterbreiteten Angebots auf Ab­
schluß eines Versicherungsvertrages zu beurteilen wäre.
Nach ständiger Rechtsprechung bedürfe es zur Einbeziehung 
von Allgemeinen Versicherungsbedingungen in den Versiche­
rungsvertrag nicht ihrer vorherigen Kenntnisnahme durch 
den Versicherungsnehmer, weil allgemein bekannt sei, daß 
Versicherungsunternehmen nur auf der Grundlage jedermann 
zugänglicher, standardisierter Bedingungen Versicherungs­
verträge abschließen. Ungeachtet ihrer Bezeichnung seien 
auch die "Besonderen Bedingungen" Allgemeine Versicherungs­
bedingungen; denn sie seien von der Beklagten nicht zur 
Regelung eines oder weniger konkreter Einzelfälle einge­
führt, sondern für eine Vielzahl bestimmter Versicherungs­
vertragsarten ohne Rücksicht auf individuelle Verschieden-
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heiten aufgestellt und vorgesehen worden. Im übrigen 
sei bereits im Schreiben vom 28. Februar 1977 auf die 
Geltung der AVB VH 31 hingewiesen worden; wie der Ver­
sicherungsschein zeige, "gehören die Besonderen Bedin­
gungen generell zu den AVB VH 31".

Der Senat sieht davon ab, zu diesen Ausführungen 
des Berufungsgerichts Stellung zu nehmen.. Auch wenn man 
unterstellt, daß die "Besonderen Bedingungen" Vertrags­
bestandteil geworden seien, wäre es nicht gerechtfertigt, 
dem Kläger einen Anspruch auf Deckung aller Haftpflicht­
ansprüche zu versagen, die mit der Übernahme des Schlaf- 
sackauftrags der Firma einen ursächlichen Zusam­
menhang haben. Wie sich aus den Ausführungen unter Ziff. 
III ergibt, wird der Kläger nicht etwa deshalb auf Scha­
densersatz in Anspruch genommen, weil er Fragen des kauf­
männischen Ermessens falsch beurteilt hätte, sondern des­
halb, weil er bei Abschluß von Verträgen die Vertrags­
partner nicht über die mangelnde oder zweifelhafte Er­
füllbarkeit des Vertrages aufgeklärt hat. Die Haftpflicht­
ansprüche "beruhen" hier nicht im Sinne von Ziff. 1 der 
"Besonderen Bedingungen" auf der kaufmännischen Fehlent­
scheidung. An die gegenteilige Auslegung des Berufungs­
gerichts ist der Senat nicht gebunden. Wenn es sich bei 
den "Besonderen Bedingungen" nicht, wie das Berufungsge­
richt angenommen hat, um allgemeine Versicherungsbedingun­
gen handelt, so liegen jedenfalls typische Vertragsklau­
seln vor, die ebenfalls der Auslegung durch das Revisions­
gericht unterliegen. Das ergibt sich mit hinreichender 
Deutlichkeit daraus, daß die Überschrift der Anlage zum 
Versicherungsschein, auf der diese Bedingungen abgedruckt 
sind, allgemein Konkursverwalter, gerichtlich bestellte
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Liquidatoren, Sachwalter, Sequester, Testamentsvoll­
strecker, Vergleichsverwalter und Zwangsverwalter ein­
bezieht.

VI.

Für die Beurteilung der einzelnen Versicherungs 
schutzansprüche des Klägers ergibt sich daraus:

1. Soweit das Berufungsgericht die Beklagte verur­
teilt hat, den Kläger von den Ansprüchen der Carl 
B H  GmbH, der S B H H - I W  GmbH, der Vl 
F f l B B H I  GmbH und der Fa. G. V H H | P  freizu­
stellen, ist das Berufungsurteil schon wegen mangelnder 
Bestimmtheit aufzuheben (vgl. oben Ziff. I).

2. Keine formellen Bedenken bestehen dagegen gegen 
die Verurteilung der Beklagten zur Freistellung des Klä 
gers von den Ansprüchen der Weberei S H  V H H B  & Co 
KG.

Dennoch kann das Berufungsurteil auch insoweit 
nicht bestehen bleiben. Das Berufungsgericht hat es dar­
auf abgestellt, ob die Lieferungen, für die die Weberei 
Bezahlung verlangt, der Ausführung des Schlafsackgeschäfts 
dienen sollten oder nicht. Hierauf kommt es Jedoch nach 
den obigen Ausführungen nicht an. Entscheidend ist viel­
mehr, wann die einzelnen Lieferverträge abgeschlossen wur­
den. Hierüber fehlt es im Berufungsurteil an ausreichen­
den Feststellungen. Die Entscheidung des Oberlandesgerichts 
muß daher auch insoweit aufgehoben werden, als sie den An-
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Spruch auf Freistellung des Klägers von den Ansprüchen 
der Weberei S H I V  W f l H M  & Co KG teilweise abgewie­
sen hat.

3. Mit Recht hat das Berufungsgericht die Klage 
insoweit abgewiesen, als der Kläger Befreiung von Ver­
bindlichkeiten gegenüber der D f l H i  GmbH
begehrt hat. Zur Begründung des Freistellungsanspruchs 
hat der Kläger lediglich auf das Schreiben dieser Gesell­
schaft vom 17. November 1977 Bezug genommen. Dieses ist 
an "Herrn Hubertus J a M H ü  c/o E M H i  GmbH" adressiert. 
In ihm wird der Kläger aufgefordert, gemäß § 13 des Kauf­
vertrages 50% der Kosten für die Vertragsvorbereitung zu 
überweisen. Seinem Inhalt nach kann dieses Schreiben nur 
als eine an den Konkursverwalter gerichtete Aufforderung 
verstanden werden, einen vertraglichen Erfüllungsan­
spruch aus der Konkursmasse zu befriedigen. Dafür, daß 
die S f l M H  D H H B I  GmbH den Kläger persönlich we­
gen des Ausfalls dieser Forderung auf Schadensersatz 
in Anspruch nehmen wolle, fehlt im Schreiben jeder An­
haltspunkt.

Es kann dahingestellt bleiben, ob die SflBHm DflHHI 
flll GmbH berechtigt wäre, den Kläger auf Schadenersatz 
in Anspruch zu nehmen. Ein Anspruch auf Haftpflichtver- 
sicherungsschutz besteht erst dann, wenn tatsächlich 
gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch 
erhoben worden ist. Da dies nach dem Vortrag des Klägers 
noch nicht geschehen ist, braucht auch nicht erörtert 
zu werden, ob ein etwaiger Schadensersatzanspruch der 
genannten Gesellschaft in den Deckungsbereich des abge­
schlossenen Versicherungsvertrages fallen würde.
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4. Der Kläger ist vom Landgericht Waldshut-Tiengen 
rechtskräftig verurteilt worden, der Spedition BflHP & Co 
KG 82,359,54 DM zu zahlen. Der Kläger hat das Urteil 
vorgelegt (Bl. 129-147 der oberlandesgerichtlichen Ak­
ten). Die Verurteilung stützt sich auf § 82 KO. Das 
Landgericht führt dazu aus, ein Konkursverwalter dürfe 
Masseansprüche in der Regel nur begründen, wenn sie aus 
der Masse befriedigt werden können, und das Geschäft 
des Gemeinschuldners nur solange weiterführen, wie die 
Gewähr bestehe, daß die neu einzugehenden Verbindlichkei­
ten voll gedeckt seien. Die Klägerin werfe dem Beklagten 
zu Recht vor, daß er schuldhaft gegen diese Grundsätze 
verstoßen habe. Der Kläger wird also deshalb haftbar ge­
macht, weil er bei Fortführung des Unternehmens vermeid­
bare Masseansprüche begründet hat. Die zuerkannten An­
sprüche fallen auch, soweit es aus dem bisherigen Par­
te ivortrag ersichtlich ist, in den Deckungsbereich des 
Versicherungsvertrages. Im Tatbestand wird dazu ausge­
führt, daß die Spedition im Aufträge des Beklagten zahl­
reiche Speditionsgeschäfte ausgeführt habe. Bis Juli 1977 
seien ihre Zahlungsansprüche erfüllt worden. Dagegen habe 
der Beklagte die Rechnungen, die in den folgenden drei 
Monaten gestellt wurden, nicht beglichen. Den Umständen 
nach ist anzunehmen, daß die nicht bezahlten Speditions­
aufträge nicht vor dem 1. März 1977 erteilt worden sind. 
Der Beklagten muß Jedoch gemäß § 278 Abs. 3 ZPO Gelegen­
heit gegeben werden, sich näher zum Zeitpunkt der Auf­
tragserteilung zu erklären. Das Revisionsgericht ist da­
her an einer abschließenden Entscheidung dieses Punktes 
(§ 565 Abs. 3 ZPO) gehindert, obwohl gegen die Fassung 
des Antrags aus den unter VI 2 dargelegten Gründen keine 
Bedenken bestehen.
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5. Die Arbeiter Fritz Rudolf
und Johanna R H U  haben den Kläger wegen nicht be­
zahlten Lohns für September und Oktober 1977 in An­
spruch genommen. Ein Schadensersatzanspruch kann von 
ihnen nur mit der Erwägung begründet werden, der Klä- 
ger habe sie in den genannten Monaten nicht mehr be­
schäftigen dürfen, wenn er nicht in der Lage gewesen 
sei, ihnen aus der Konkursmasse den geschuldeten Lohn 
zu zahlen. Da der Verstoß, aus dem die Haftpflichtan­
sprüche hergeleitet werden, in den zeitlichen Deckungs­
bereich des Versicherungsvertrages fällt, hat die Be­
klagte Versicherungsschutz zu gewähren. Nach den Fest­
stellungen im Tatbestand des Berufungsurteils liegen je­
doch über diese Ansprüche noch keine gerichtlichen Ent­
scheidungen vor; der Kläger kann deshalb insoweit nicht 
auf Freistellung klagen. Das Berufungsgericht wird aus 
den unter Ziff. I dargelegten Gründen auf eine Änderung 
des Klageantrages hinzuwirken haben.

6. Für den Anspruch auf Freistellung von Ansprü­
chen der Seidenweberei FflIHIB AG gilt das gleiche 
wie für den Anspruch der Spedition BWtKtH & Co KG.

7. Daß die B f l M  L M I M § -  und B f l H p ^ ^ e S e i l ­
schaft einen gegen den Kläger persönlich gerichteten 
Schadenersatzanspruch geltend mache, ist aus dem Tatbe­
stand nicht zu entnehmen. Dort wird lediglich auf ein 
Schreiben der Rechtsvorgängerin der B M H H  vom 28. Okto­
ber 1977 Bezug genommen. Es ist an ’’Herrn Konkursverwal­
ter Hubertus J a M  w/Fa. E M H M  GmbH i.K." gerichtet. 
In ihm wird der Leasingvertrag gemäß § 7 der Leasing-Be­
dingungen gekündigt und ein ebenfalls auf § 7 dieser Be-
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dingungen gestützter Schadensersatzanspruch geltend 
gemacht. Nach dem Zusammenhang muß angenommen werden, 
daß es sich hier um einen vertraglichen, d.h. gegen 
die Konkursmasse gerichteten Schadensersatzanspruch 
handelt; von einer persönlichen Inanspruchnahme des Klä­
gers ist in ihm nicht die Rede. Es gilt daher insoweit 
das gleiche wie im Falle der SflHHp GmbH.

8. Die Firma C.J. S c M H H B I  hat den Kläger zwar 
auf Schadensersatz in Anspruch genommen, bisher Jedoch 
noch kein rechtskräftiges Urteil erstritten. Der Kläger 
kann daher nicht auf Freistellung klagen; das Berufungs­
gericht wird auch in diesem Punkt eine Änderung des Kla­
geantrags anzuregen haben. Sachlich ist der Anspruch auf 
Versicherungsschutz nach dem derzeitigen Sach- und 
Streitstand begründet. Wie sich aus der vorgelegten 
Klageschrift ergibt, sind die Bestellungen in der Zeit 
von Juni bis August 1977 aufgegeben worden (im Tatbe­
stand des Berufungsurteils - S. 14 - ist irrtümlich 
statt des Jahres 1977 das Jahr 1978 genannt). Der dem 
Kläger zur Last gelegte Verstoß fällt demnach in den Dek- 
kungsbereich der Versicherung.

9. Die Firma S f l H M  U B H P  GmbH macht nach ih­
rem Schreiben vom 24. November 1977, auf das im Tatbe­
stand Bezug genommen worden ist, gegen den Kläger Ansprü­
che aus § 82 KO geltend. Sie wirft ihm vor, daß er sie 
nicht rechtzeitig vor Aufgabe neuer Bestellungen von der 
zu erwartenden Erschöpfung der Konkursmasse unterrich­
tet habe. Der Anspruch gehört daher seiner Art nach zu 
denjenigen, für die die Beklagte Versicherungsschutz ver­
sprochen hat. Ob tatsächlich Versicherungsschutz zu ge-
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währen ist, hängt davon ab, ob die Bestellungen vor 
oder nach dem 1. März 1977 aufgegeben worden sind. Dies 
ist aus dem Tatbestand des Berufungsurteils nicht zwei­
felsfrei zu entnehmen. Dort wird zwar angegeben, daß 
das Verpackungsmaterial' in den Monaten Juli bis Septem­
ber 1977 geliefert worden ist. Dies läßt es zwar als 
wahrscheinlich erscheinen, daß auch die Bestellungen 
nach dem 1. März 1977 aufgegeben worden sind; eine end­
gültige Entscheidung ist jedoch erst nach einer Erörte­
rung gemäß § 278 Abs. 3 ZPO möglich. Eine abschließende 
Entscheidung des Revisionsgerichts ist im übrigen auch 
deshalb nicht möglich, weil der Kläger zur Feststel­
lungsklage übergehen muß.

10. Die jugoslawische Firma wirft dem Kläger
vor, er habe am 10. August 1977 mit ihr einen Vertrag 
über die Konfektionierung von SchlafSäcken geschlossen, 
dabei aber den Hinweis unterlassen, daß sich die Auf­
traggeberin in Konkurs befinde. Die von ihr beauftragten 
Rechtsanwälte haben den Anwälten des Klägers mitgeteilt, 
daß sie "erwägen, gegen den Konkursverwalter gemäß § 82 
KO vorzugehen". Das Berufungsgericht hat die Klage in 
diesem Punkt abgewiesen, weil der Haftpflichtanspruch 
mit dem Schlafsackgeschäft in Zusammenhang stehe. Diese 
Begründung hält nach den obigen Ausführungen einer recht­
lichen Nachprüfung nicht stand. Die Formulierung des An­
waltsschreibens läßt es zweifelhaft erscheinen, ob die 
Firma U f l H m  bereits einen Haftpflichtanspruch erhoben 
hat. Das Berufungsgericht wird den Parteien in diesem 
Punkt Gelegenheit zur Ergänzung des Parteivortrags geben 
müssen. Auf jeden Fall kann der Kläger nicht auf Freistellung, 
sondern nur auf Feststellung der Verpflichtung zur Gewäh­
rung von Versicherungsschutz klagen.
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11. Für die Ansprüche der Spedition St^HBI & Co 
gilt das gleiche wie für die Ansprüche der
L f f M  GmbH.

12. Die Beklagte ist nicht verpflichtet, den Kläger
von der Haftung gegenüber dem Handelsvertreter 
freizustellen. Nach den Feststellungen des Berufungsge­
richts ist der Handelsvertretervertrag am 16. März 1977 
gekündigt. war nach dem Tatbestand des Be­
rufungsurteils seit Jahren als Handelsvertreter für die 
Gerneinschuldnerin tätig; der Kläger hat den Handelsvertre­
tervertrag gekündigt. Nach dem Tatbestand ist dies Anfang 
des Jahres 1977 geschehen; nach den Entscheidungsgründen 
ist das Vertreterverhältnis am 16. März 1977 beendet wor­
den. Aus dem Parteivortrag ist nicht zu entnehmen, daß

gerade aus einem Verhalten des Klägers in 
der Zeit zwischen dem 1. und 16. März 1977 einen Scha­
densersatzanspruch herleitet. Sollte er seinen Anspruch 
darauf gründen, daß der Kläger ihn vor dem 1. März 1977 
weiterbeschäftigt habe, obwohl eine Erfüllung des Handels­
vertretervertrages aus der Konkursmasse nicht mehr gewähr­
leistet war, so würde der Anspruch nicht in den zeitli­
chen Geltungsbereich der Versicherung fallen. Sollte dage­
gen W f l H H i  geltend machen, der Kläger habe es nach 
dem 1. März 1977 versäumt, für die Begleichung seiner vor­
her entstandenen Forderung einzutreten, so wäre die Be­
klagte ebenfalls nicht eintrittspflichtig; denn der von 
der Beklagten versprochene Versicherungsschutz umfaßt so­
wohl nach dem Schreiben vom 28. Februar 1977 als auch nach 
dem Versicherungsschein nicht die Deckung solcher Haft­
pflichtansprüche, die daraus entstehen, daß der Konkurs­
verwalter Ansprüche von Massegläubigern nicht oder nicht

t
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rechtzeitig aus der Konkursmasse befriedigt hat.

13. Die D f l H i  A^pMHHHV-Krankenkasse macht 
gegen den Kläger Ansprüche geltend, weil er Sozialver­
sicherungsbeiträge für die Monate September bis Okto­
ber 1977 in Höhe von insgesamt 12.123,68 DM nicht abge­
führt hat. Der Haftungsgrund liegt in diesem Falle darin, 
daß der Kläger die versicherten Arbeitnehmer während die­
ser Zeit weiter beschäftigt hat, obwohl eine Bezahlung 
der dadurch begründeten Sozialversicherungsbeiträge nicht 
gewährleistet war. Der Haftpflichtanspruch gründet sich 
auf § 82 KO und ist deshalb privatrechtlicher Natur; er 
fällt sowohl in den zeitlichen als auch in den sachli­
chen Geltungsbereich der Versicherung. Der Klage kann in­
soweit erst dann stattgegeben werden, wenn der Kläger vom 
Freistellungs- zum Feststellungsantrag übergegangen ist.

14. Aus den gleichen Gründen ist die Beklagte ver­
pflichtet, dem Kläger gegenüber den Ansprüchen der AOK

Versicherungsschutz zu gewähren. Die An­
sprüche dieses Sozialversicherungsträgers sind zwar rechts­
kräftig zuerkannt; der Kläger kann deshalb auf Freistel­
lung von dieser Verpflichtung klagen. Dem von ihm gestell­
ten Freistellungsantrag fehlt es jedoch an der nötigen 
Bestimmtheit; in ihm ist die Höhe der Ansprüche, von der 
die Beklagte ihn freisteilen soll, nicht angegeben. Damit 
dieser Mangel behoben werden kann, ist der Rechtsstreit 
insoweit an das Berufungsgericht zurückzuverweisen.

15. Soweit der Kläger durch Haftungsbescheid des 
Finanzamts Bad Säckingen zum Ersatz von Umsatzsteuer her­
angezogen worden ist, hat er, wie das Berufungsgericht

L
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zutreffend ausführt, keinen Befreiungsanspruch. Die 
Forderung des Finanzamts ist durch einen Haftungs­
bescheid gemäß § 69 AO geltend gemacht worden. Der 
Haftpflichtanspruch ist also nicht aus einer "Bestim­
mung privatrechtlichen Inhalts" im Sinne von § 1 Abs. 
1 AHBV hergeleitet worden. Der Bescheid enthält kei­
nen Anhaltspunkt dafür, daß das Finanzamt den Kläger 
auch nach § 82 KO haftbar machen will. Es kann aus 
diesem Grunde dahingestellt bleiben, ob § 82 KO ne­
ben den §§ 34, 69 AO überhaupt zur Anwendung kommen 
kann.

Obwohl der Kläger insoweit die Hauptsache für 
erledigt erklärt hat, kann die Beklagte Abweisung des 
von Anfang an unbegründeten Anspruchs verlangen; ein 
besonderes Rechtsschutzbedürfnis ist hierfür nicht 
erforderlich (BGHZ 37, 137, 142). Eine Vorlage an den 
gemeinsamen Senat der Obersten Bundesgerichte ist aus 
den in den Urteilen des II. Zivilsenats vom 14. Mai 
1979 - II ZR 15/79 - (WM 1979, 1128) und des VI. Zi­
vilsenats vom 15. Januar 1980 - VI ZR 191/78 - (VersR 
1980, 384) dargelegten Gründen nicht erforderlich.

VII.

Das Berufungsgericht hat die Beklagte verurteilt, 
den Kläger von den gerichtlichen und außergerichtlichen 
Kosten freizustellen, die ihm durch die Verteidigung 
gegen die Haftpflichtansprüche der Carl H f l m  GmbH, 
der S f l f l m i J H i  GmbH, der V<
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GmbH, der Weberei S f l n  KG und der
Fa, WflHIHBBpHI entstanden sind oder entstehen.
Das Urteil ist in dieser Form wegen mangelnder Be­
stimmtheit nicht vollstreckbar; es muß deshalb auf­
gehoben werden. Das Berufungsgericht wird den Kläger 
zu veranlassen haben, einen sachgerechten Antrag zu 
stellen. Dabei wird zu beachten sein:

a) Soweit der Kläger die Kostenschulden bereits 
bezahlt hat, kann er von der Beklagten Erstattung ver­
langen; er muß also zu einer bezifferten Zahlungsklage 
übergehen.

b) Soweit die Kostenverbindlichkeiten der Höhe 
nach feststehen, vom Kläger aber noch nicht befriedigt 
sein sollten, kann der Kläger einen - ebenfalls zu be­
ziffernden - Freistellungsantrag stellen.

c) Hinsichtlich der Kosten, die entweder noch 
nicht entstanden oder noch nicht bezifferbar sind, 
kann der Kläger lediglich einen Feststellungsantrag 
stellen.

Soweit das Berufungsgericht den Anspruch auf 
Freistellung von den Rechtsverteidigungskosten abge-



wiesen hat, beruht seine Entscheidung auf den bereits 
unter Ziff. IV und V erörterten rechtsirrigen Erwä­
gungen; auch dieser Teil des Berufungsurteils muß da­
her aufgehoben werden.

Dr. Hoegen Rottmüller Dehner

Dr. Schmidt-Kessel Dr. Zopfs
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